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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

23.07.1999 

Geschäftszahl 

99/20/0110 

Rechtssatz 

Da die zum Besitz von genehmigungspflichtigen Schusswaffen auszustellende Waffenbesitzkarte nicht nach der 
Verwendungsbestimmung der vom Inhaber der waffenrechtlichen Urkunde besessenen Waffe differenziert, setzt 
die Ausweitung einer schon bestehenden Berechtigung - vor Ausübung des den Behörden eingeräumten 
Ermessens - zunächst voraus, dass mit dem bislang gewährten Berechtigungsumfang für den glaubhaft 
gemachten Rechtfertigungsgrund nicht das Auslangen gefunden werden kann. So wird insbesondere die 
Rechtfertigung Ausübung des Schießsports für die Ausweitung des Berechtigungsumfanges dann nicht 
ausreichen, wenn für den Schießsport mit der schon bisher gewährten Anzahl von genehmigungspflichtigen 
Schusswaffen für den Zweck Bereithaltung zur Verteidigung iSd § 22 Abs 1 WaffG 1996 das Auslangen 
gefunden werden kann. 


